
 

 

AUFHEBUNG ODER EINSTELLUNG DER  

BETREIBUNG  
Die Schuldnerin oder der Schuldner kann beim Gericht die Aufhebung oder Einstellung einer Betrei-

bung verlangen, wenn durch Urkunden nachgewiesen wird, dass die betriebene Forderung ein-

schliesslich Zinsen und Kosten getilgt oder gestundet worden ist (Art. 85 SchKG). 

Als geeignete Urkunden kommen insbesondere Quittungen, Zahlungsbestätigungen, Kontoauszüge 

oder abgestempelte Abschnitte von Einzahlungsscheinen in Betracht. Ergibt sich aus diesen Unterlagen 

eindeutig, dass die Forderung bezahlt oder gestundet wurde, kann das Gericht im summarischen Ver-

fahren die Aufhebung beziehungsweise Einstellung der Betreibung anordnen. 

Für die Aufhebung oder Einstellung einer Betreibung ist – wie bereits aus Art. 85 SchKG hervorgeht – 

ein Verfahren vor dem Gericht erforderlich. Das Betreibungsamt ist hierfür nicht zuständig und kann 

daher keine Aufhebung oder Einstellung der Betreibung vornehmen. 

In einem solchen Fall ist beim zuständigen Gericht ein schriftliches Gesuch einzureichen. Darin sind der 

Sachverhalt darzustellen, ein entsprechendes Rechtsbegehren (siehe nachfolgend) zu formulieren so-

wie die vorhandenen Beweismittel, insbesondere die relevanten Urkunden, beizulegen. 

Rechtsbegehren bei Tilgung 

Das Rechtsbegehren kann beispielsweise wie folgt formuliert werden: 

«Es sei die Betreibung Nr. [Nummer] des Betreibungsamtes [Ort] aufzuheben, unter Kosten- und Ent-

schädigungsfolgen zulasten der Gesuchsgegnerin.» 

Einstellung der Betreibung bei Stundung 

Besteht die Forderung zwar weiterhin, ist sie jedoch aufgrund einer Stundungsvereinbarung noch nicht 

fällig, kann die Schuldnerin oder der Schuldner die Einstellung der Betreibung verlangen. 

Das Rechtsbegehren kann in diesem Fall wie folgt formuliert werden: 

«Es sei die Betreibung Nr. [Nummer] des Betreibungsamtes [Ort] einzustellen, unter Kosten- und Ent-

schädigungsfolgen zulasten der Gesuchsgegnerin.» 

Die Betreibung bleibt in diesem Fall bestehen, wird jedoch bis zum vereinbarten Fälligkeitstermin nicht 

weitergeführt. 

Frist 

Für das Gesuch nach Art. 85 SchKG besteht keine gesetzliche Frist. Es kann grundsätzlich jederzeit ein-

gereicht werden, solange die Betreibung noch hängig ist, das heisst bis zur Verteilung des Pfändungs-

erlöses beziehungsweise bis zur Konkurseröffnung. 

Nach der Verteilung des Pfändungsergebnisses steht der betroffenen Person die Betreibungsaufhe-

bungsklage nicht mehr zur Verfügung. Gegebenenfalls ist auf die Rückforderungsklage nach Art. 86 

SchKG zurückzugreifen. 
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Zuständiges Gericht/Gerichtsstand 

Das Gesuch um Aufhebung der Betreibung muss zwingend am Gericht des Betreibungsortes – meist 

am Wohnsitz des Schuldners - eingereicht werden. 

 


